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Exportergebniſſe und Exportförderung. 


Seit einiger Zeit häufen ſich in der polniſchen Preſſe einer- 
ſeits die Hinweiſe auf die zunehmende Bedeutung des Außen- 
handels überhaupt und andererſeits die fortſchreitende Umſtellung 
des Warenhandels auf die überſeeiſchen Länder. 

Belrachte man die erſt kürzlich vom Hauptſtatiſtiſchen Amt in 
Warſchau veröffentlichten Zahlen über den Zahlungsverkehr Po- 
lens, ſo ſehe man, daß, während derſelbe beſonders in ſeinem 
„unſichtbaren“ Teile im Jahre 1934, wie ſeit Beginn der Kriſe, 
weiterhin ſtark zurückgegangen ſei, dagegen der Warenverkehr 
allein, entgegen der im allgemeinen in der Welt vorherrſchenden 
Tendenz, nicht nur nicht geſchrumpft ſei, ſondern ſogar einen 
Anſtieg erlebt habe. Dieſe Tatjahe könne als Beweis für die 
Annahme gelten, daß der Außenhandel im polniſchen Zahlungs- 
verkehr eine immer vorteilhaftere Rolle zu ſpielen beginne und 
zu einem der hauptſächlichſten Ausgleihsmomente für die Zah- 
lungsbilanz Polens werde. 

Bei einem Vergleich der polniſchen Zahlungsbilanz für die 
Jahre 1981 und 1933 ſei deutlich erkennbar, wie der Kapitalver- 
kehr und insbeſondere der Kredikverkehr mit dem Auslande zu- 
nehmend ſchrumpfe, wie weiterhin auf der Einnahme- ſowie Aus- 
gabeſeite die Gewinne bzw. Leiſtungen aus dem Transportver⸗ 
kehr, der Arbeiterwanderung, Touriſtik u. a. m. abnehmen. Selbft- 
verſtändlich würden auch die Salden aus dieſen Pofifionen immer 
kleiner. Und wenngleich die Ausgabepoſten in der Verrechnungs⸗ 
bilanz mit dem Auslande von Jahr zu Jahr geringer würden (3. 
B. ſei der dauernd paffive Saldo der Zinſen, Proviſionen, Ku- 
pons u. a. m. von 417 Millionen Zkoty im Jahre 1931 auf 218 
Millionen Zloty im Jahre 1933 gefunken), jo ſchrumpften jedoch 
auch die Akfivpoften dieſer Bilanz (der Saldo der „Leiſtungen“, 
beiſpielsweiſe, ſei von 239 Millionen Zloty im Jahre 1981 auf 
173. Millionen Zloty im Jahre 1938 zurückgegangen). Der Ab- 
nahme der eigenen Verpflichtungen auf der einen Seite ſtehe alſo 
auch eine Abnahme der fremden Leiſtungen auf der anderen 
Seite gegenüber. Unter dieſen Umſtänden ſei das 1934 beobachtete 
Anwachſen des Aktivſaldos im Warenverkehr als beſonders wert- 
voll anzuſchlagen. 

Die Zahlen, mit denen die Wirtſchaftszeitſchrift „Polska Gos⸗ 
podarcza“ operiert, beziehen ſich nur auf die erſten elf Monate 
des Jahres 1934. 

„Für diesen Zeitraum betrug der Wert der Einfuhr nach 
Polen 731,2 Millionen Zloty, der Wert der Ausfuhr 893. Mil- 
lionen Zloty. Das bedeutet einen weiteren, Rückgang des Ein- 
fuhrwertes um rund 5% im Verhältnis zum gleichen Zeitab- 
schnitt des Jahres 1933, und eine Steigerung des Ausfuhr- 
wertes um rund 2% im Verhältnis zur gleichen Zeit des Vor- 
jahres. Die genannten Zahlen sind letzten Endes lediglich für 
die Feststellung des Aktivsaldos des vergangenen Jahres maß- 
gebend, eines Saldos, der um rund 60 % über dem des Jahres 


1933 liegt und ungefähr dem Ausfuhrüberschuß von 1931 
gleichkommt.“ 


vom Oſtlan d- Inſtitut 


in danzig 


Infolge des allgemeinen Sturzes der Weltmarktpreife ſeien 
jedoch weniger die Wertzahlen als vielmehr die Mengenzahlen 
für eine Beurteilung entſcheidend. 

„Und hierbei läßt sich deutlich feststellen, daß im Verlauf 
von 11 Monaten des Berichtsjahres der Umfang unserer Ein- 
fuhr um rund 10 % im Verhältnis zum Umfange der gleichen 
Zeit von 1933 angestiegen ist und in der Ausfuhr diese Stei- 
gerung sogar 13 % überschritt (Wodurch sich auch der wert- 
mäßige Anstieg trotz des Preisrückganges erklärt).“ 

Bei einem Vergleich mit der allgemeinen Entwicklung im 
Welthandel müſſe man daher die Lage des polniſchen 
Außenhandels im Jahre 1934 als außer- 
ordentlich günſtig beurteilen. Denn es ſei Polen nicht 
nur möglich geweſen, die aktive Handelsbilanz aufrecht zu er- 
halten, ſondern es vermochte ſogar dieſe im Verichksjahre weiter 
zu erhöhen. Dies habe man ohne jede Anwendung von Einfuhr⸗ 
beſchränkungen erreicht — denn auch die Einfuhrmenge ſei weiter ⸗ 
hin geſtiegen — ſondern durch Ausnutzung der Konjunktur der 
weiter fallenden Preiſe in der Einfuhr und durch eine bedeutende 
Steigerung der eigenen Ausfuhr. Dieſe Tatſache verdiene be- 
ſonders hervorgehoben zu werden, als im allgemeinen die Aus- 
fuhrbedingungen äußerſt ungünſtig geweſen ſeien. Die hierfür ent- 
ſcheidenden Momente ſeien geweſen: 1. das Beſtreben der Gläu- 
bigerländer mit feſter Währung, die Paſſivität ihrer Handels⸗ 
bilanzen zu beſeitigen, 2. die zunehmenden Deviſenſchwierigkeiten 
auf den europäiſchen Märkten, und 3. die u. E. größte Schwierig 
keit für unſere Ausfuhr, die in den Folgen der Preisſenkung, 
in Gold gerechnet, lag und die ſich auf den bisherigen Haupt- 
abjagmärkten auswirkte. 

„Wenn wir trotz all dieser Schwierigkeiten die vorher ge- 
schilderten Erfolge zeitigen konnten, so ist das in der Haupt- 
sache der Elastizität der Handelspolitik, wie 
wir sie im Verlauf des ganzen Jahres 1934 
geführt haben, zu verdanken, Denn ohne nämlich im 
Kampf um eine aktive Handelsbilanz zur Linie des geringsten 
Widerstandes Zuflucht zu nehmen — wie es zweifellos eine 
weitere Drosselung der Einfuhr gewesen wäre — waren wir 
immer bemüht, soweit als möglich die Umsätze zu vergrö- 
bern, bei gleichzeitiger Anpassung an die auf dem jeweiligen 
Absatzmarkt unserer Waren herrschenden Bedingungen. Im 
Endergebnis erreichten wir sowohl eine mengen- als auch 
zahlenmäßige Zunahme unserer Ausfuhr und, was wichtiger 
ist, eine weit größere Anzahl von Absatzmärkten, wobei wir 
auch zum ersten Male in nennenswerter Weise auf von uns 
bisher nicht beschickten Märkten, wie den Überseemärkten, 
Fuß fassen. konnten. Wenn im Verlauf von 10 Monaten des 
vergangenen Jahres unsere außereuropäische Ausfuhr schon 
12.6 % des Wertes unserer Gesamtausfuhr erreichte (im Ok- 
tober vorigen Jahres sogar fast 20 9%), gegenüber 7,6 % im 
gleichen Zeitraum des Jahres 1933, so bedeutet das einen wirk- 
lichen Fortschritt. Wir haben im Vergleich zum Jahre 1933 
eine Ausfuhrsteigerung nach fast allen überseeischen Märkten 
zu verzeichnen.“ 

Dieſe Takſache einer leichten Schrumpfung unſerer Ausfuhr 
nach Europa bei gleichzeitigem ſtarken Anſteigen der Ausfuhr 
nach Überſee ſei kennzeichnend für den Außenhandel des Jah- 
res 1934. 

Im Zuſammenhang mik dieſer Umſtellung müſſe gleichzeitig 
noch auf eine andere wichtige Erſcheinung hingewieſen werden, 
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nämlich auf die fich 

„im Rekordtempo vollziehende Wandlung des 
Charakters unserer Einfuhr. Vor dem Aus- 
bruch der Krse — im Jahre 1928 — bildeten die 
Konsumartikel 18 % unserer gesamten Einfuhr, Roh- 
stoffe und Halbfabrikate 38% und Fertigwaren 4%. Seit 
dem Jahre 1929 ist ein deutlicher Rückgang des Anteils der 
Lebensmitteleiniuhr erkenntlich (1929 — nur noch 12% der 
Gesamteinfuhr) und statt dessen eine Zunahme des Anteils 
der Rohstoffe, Halb- und Fertigfabrikate. Mit der fortschrei- 
tenden Vertiefung der Krise beginnt auch der Anteil der Fer- 
tigwaren zurückzugehen, indem er 1933 nur noch 37% er- 
reicht, während sich der Anteil der Lebensmittel weiterhin auf 
13 % hält und der Anteil der Rohstoffe und Halbfabrikate auf 
50 % ansteigt. Und diese Tendenz nimmt im Jahre 1934 noch 
an Schärfe zu: im Verlauf von 11: Monaten des Berichtsjahres 
bildet die Einfuhr von Lebensmitteln nur noch 10% der Ge- 
samteinfuhr, die Einfuhr von Fertigwaren nur noch 33 %, 
dagegen steigt der Anteil von Rohstoffen und Halbfabrikaten 
auf 57 %. Dies ist zweifellos der Ausdruck einer bedeutenden 
Produktionssteigerung bei gleichzeitiger — fortgesetzter — 
Schwächung des Konsummarktes. Wenn der gegenwärtige Zu- 
stand nur ein vorübergehender ist und wenn die Produktions- 
steigerung sich auf die Einfuhr von Verbrauchsartikeln aus- 
wirken und deren Anteil an der Gesamteinfuhr vergrößern 
wird, dann erscheint diese Tendenz verständlich. Wenn die 
gegenwärtige Tendenz jedoch weiter bestehen bleiben sollte, 
so würde das eine recht beunruhigende Erscheinung einer all- 
zu raschen und infolgedessen einer ungesunden Entwicklung 
der einheimischen Produktion auf zu vielen Gebieten mit 
einem Male zum Ausdruck bringen, eine Entwicklung — die 
später bei Wandlung der gegenwärtigen Verhältnisse nicht für 
längere Dauer erhalten werden könnte.“ 


Aus dieſer Lage heraus ergebe ſich für Polen und insbejon- 
dere die polniſche Induſtrie die Aufgabe, durch ſtaakliche und 
private Förderung der Ausfuhr dieſelbe mengenmäßig weiter zu 
ſteigern. 

Da ſei vor allem der in der letzten Haushaltskommiſſion des 
Sejms eingehend beſprochene Staatliche Erportfonds 
zu nennen, der zur Unkerſtützung der Ausfuhr landwirkſchaftlicher 
und induſtrieller Produkte jeder Art diene. Der Vorſtand des 
Staatlichen Exportfonds gehöre zur interminiſteriellen Kommiffion 
zur Förderung der Ausfuhr. Der Finanzminiſter habe das Recht, 
für den Fonds eine Garantie bis zu 60 Millionen Zloty zu über- 
nehmen. Die Gelder des Exporkfonds ſtammken nach dem Geſetze 
von 1931 aus: 1. der Rückzahlung der vom Staatsfiskus den 
Kreditinſtituten gewährten Kredite und den Zinſen für dieſe Kre- 
dite, 2. den für die Landeswirtſchaftsbank im Staatshaushalt 
vorgeſehenen Beträgen, wenn die in Ausſicht genommenen Zwecke 
bereits erfüllt ſeien, 3. vom Geſetz vorgeſehenen Bekrägen, 4. den 
Gebühren für gewährke Garantien. Der Stand des Staatlichen 
Erportfonds zum 1. 7. 1934 habe 316 933,92 Zloty einſchließlich 
der Zinfen für das 1. Halbjahr 1034 betragen, der Stand der 
erteilten Garantien zum 15. 10. 1934 — 4 638 438 fr. Fres. Dieſe 
Garantie ſei nämlich der Hütte „Pok6j“ (Friedenshükte) für die 
Ausfuhr von Eiſenbahnſchienen nach Braſilien erteilt worden. 

Außerdem ſei ein Sonderfonds für ermäßigke Kredite und 
Bankgarantien für die Butkerausfuhr nach dem Deutſchen Reiche 
geſchaffen worden, und es werde die Schaffung eines ſolchen auch 
für die Gänſeausfuhr nach dem Reiche erwogen. 

Wenn die polniſchen Exporteure in verſchiedener Hinſicht unker 
etwas günſtigeren Verhältniſſen arbeiteten als die Kaufleute 
anderer Länder, ſo fehlten ihnen andererſeits aber auch wieder 
einige ſehr weſenkliche Unkerſtützungsmomenke, über welche jene 
verfügten. So fehlte ihnen eine Finanzlerungshilfe für die Pro- 
duktion, die für den Expork beſtimmt ſei, oder die Sicherung des 
Exportkredites, die Sicherheit der Deviſendeckung oder des Ver⸗ 
luſtausgleichs, wie fie bei der Währungspoliti und den Wäh- 
rungsſchwankungen in den Abſatzländern nofwendig würden, und 
ſchließlich fehlte den polniſchen Exporteuren auch noch die wichtige 
Waffe der Deviſeneinſchränkungen. 


Zwar habe Polen gegen diejenigen Länder, die eine ſcharfe 
Devifenpolitik führten, den Clearingverkehr in Anwendung ge- 
bracht. Dies ſei nur ein keilweiſer Erſatz, weil von den geſamken 
nach Polen eingeführten Waren nur rund 52 2) unter die Regle- 
mentierungsbeffimmungen fielen und damit alſo vom Clearing- 
verkehr erfaßt werden könnten. 

„Außerdem ist eine Reihe anderer Mittel zur Anwendung 
gelangt, von denen die einen denjenigen der Mehrzahl der 
europäischen Staaten angenähert sind — gedacht ist hierbei 
vor allem an die mittelbare Hilfe in der Form 
ermäßigter Eisenbahntarife, Befreiung von 
der Umsatzsteuer u. 4. m, sowie an die un- 
mittelbare Hilie, wie die Zollrückerstat- 
tung; die zweite Gruppe bildet eine ureigen polnische Me- 
thode und entspringt den spezifischen Wirtschaftsbedingungen 
unseres Landes. Zu diesen einheimischen Mitteln gehören: die 
See- und Waren-Kompensation sowie die 
Hilfe, die der Ausfuhr aus dem Fonds, der 
aus dem sogenannten „Auskauf“ entstan- 
den ist erteilt wird“ 

Die fogenannte „Seekompenſation“ beruhe darauf, daß 
beſtimmte Waren bei der Einfuhr nach Polen auf dem Seewege 
einer ermäßigten Verzollung unkerliegen, wenn der Importeur 
nachweiſen könne, daß er gleichzeitig eine entſprechende Ausfuhr 
getätigt habe. Da der Importeur in der Regel nicht gleichzeitig 
auch Exporkeur ſein werde, jo ſei er zum Ankauf von Dokumen- 
fen gezwungen, die die Ausfuhr einer beftimmten Warenmenge, 
welche zum Kompenſationsverkehr zugelaſſen fei, beſcheinigten (fo- 
genannte Kompenſakionsquittungen). Der nominelle Wert einer 
ſolchen Beſcheinigung entſpreche der Zollſumme die mit einer 
ſolchen Beſcheinigung bezahlt werden könne. In dem Preiſe der 
Kompenſakionsquittungen liege die Hilfe für den Export. 

Anfangs habe dieſes Exporkförderungsmittel recht gut feinen 
Zweck erfüllt, doch in recht kurzer Zeit habe ſich gezeigt, daß 
dieſer Aukomakismus ſtark erſchütterk werde, da infolge einer 
verhältnismäßig geringen Warenmenge, die nach den außereuro- 
päiſchen Märkten ausgeführt wurde und eines infolgedeſſen un- 
genügenden Angebots ſolcher Kompenſationsbeſcheinigungen bei 
einer gleichzeitigen ſtarken Nachfrage nach denſelben, ihr Preis 
eine gewaltige Steigerung erfahren habe, die bis zu 150 % ihres 
Nominalwertes gegangen ſei. Andererſeits ſei der Preis für die 
europäiſchen Kompenſationsquiktungen raſch gefallen und 
ſchwanke jetzt um 60 % ihres Nominalwertes, wobei noch unge- 
fähr europäiſche Beſcheinigungen von rund 2,5 Willionen Zloty 
vorhanden ſeien, die überhaupk keine Abnehmer finden könnken. 
Dieſer Juſtand habe den Verband der Kammern gezwungen, an 
die Bearbeitung einer Reform dieſes Syſtems heranzugehen, 
deren Durchführung in nächſter Zeit zu erwarken ſei. 

Das Syſtem der Warenkompenſation mit den verſchiedenen 
Staaten ſei dem von anderen Staaten in Anwendung gebrachten 
gleichgeartet und arbeite befriedigend. 

„Die gegenwärtig bedeutendste Hilfe für die industrielle 
Ausfuhr bildet der Ausfuhrfonds beim Verband der Kam- 
mern, der gebildet wird aus den sogenannten „Auskäufen“, 
oder den Gebühren, die von den Importeuren reglementierter 
Waren erhoben werden. Das System geht von dem Gedanken 
aus, daß die Erlaubnis zur Einfuhr bestimmter reglementierter 
Waren davon abhängig gemacht wird, daß der Importeur ein 
gleichwertiges Ausfuhrgeschäft nach dem Lande abschließt, 
aus dem die in Frage kommende Ware eingeführt werden soll. 
Der „Auskauf“ bildet die Garantie, daß der Importeur nach 
Erlangung der Bescheinigung des Einfuhrrechts die Durch- 
führung eines Ausfuhrgeschäfts nachweisen wird; da der Im- 
porteur jedoch nicht in der Lage ist, das Ausfuhrgeschäft 
durchzuführen, so entfällt diese Garantie auf einen beim Ver- 
bande der Industrie- und Handelskammern bestehenden Fonds, 
aus welchem in der Folge die Zuschüsse bei der Ausfuhr be- 
stimmter Artikel erteilt werden ... Dieses System erweist 
unserer Ausfuhr sehr große Dienste, wenn man einerseits die 
sehr bescheidenen Beträge in Betracht zieht, über die der 
Fonds verfügt, und andererseits den bedeutenden Teil der 
Ausfuhr, der aus dieser Hilfe Nutzen zieht,“ 


Wit diefen und ähnlichen Fragen, joweit fie insbeſondere die 
Finanzierung des über Gdingen getätigten Warenaus- und ein- 
fuhrhandels betreffen, befaßte ſich die Mitte Januar d. Js. von 
der Induſtrie- und Handelskammer in Gdingen einberufene Kon- 
ferenz. Es wurden die Probleme der Ausfuhr und die der Ein- 
fuhr getrennt behandelt. 5 

In Bezug auf die Finanzierung des Erportes be- 
reite die größte Schwierigkeit der in Gdingen höhere als im Aus- 
lande offizielle Zinsfuß, an den ſich die Privatbanken halten 
müßten. Die dadurch enkſtehende Spanne komme den ausländi- 
ſchen und Danziger Banken zugute, die im allgemeinen dank der 
materiellen Hilfe ſeitens der Danziger Behörden und der Unter- 
ſtützungen durch ihre deutſchen Zentralen einen um 1 % nie- 
drigeren als den in Gdingen angenommenen 
Zinsfuß hätten. Dieſer Unkerſchied wirke ſich ſtark zu 
Danzigs Gunſten aus, das infolgedeſſen in der Finanzierung des 
polniſchen ſeewärtigen Handels, neben den ausländiſchen Banken, 
die vor allem den Import aus Polen finanzierten, eine ent- 
ſcheidende Rolle ſpiele. Dazu trügen auch die niedrigeren Bank- 
koſten in Danzig bei, da dort verſchiedene in Gdingen berechnete 
Gebühren wegfielen. 

Dieſe Zinsſpanne müßte nach Anſicht Gdingener Fachkreiſe 
beſeitigt oder aus öffentlichen Fonds gedeckt werden, ähnlich, wie 
das in Danzig der Fall ſei. Vor allem der beſtehende Erport- 
fonds müßte dazu herangezogen werden, umſo mehr, als eine 
derartige Verwendung der Gelder entſchieden zweckmäßiger wäre 
als eine direkte Prämiierung der Ausfuhr. 

Was die Finanzierung der Einfuhr betrefie, fo 
hätten auf dieſem Gebiete die Gdingener Banken in den letzten 
Jahren ſehr bedeutende Fortſchrikte gemacht. Hierbei handele es 
ſich in erſter Linie um die Finanzierung des Verteilungshandels 
und die Zuſammenarbeit mit den Speditionsunternehmungen, die 
vielfach die Verzollung und die Transportkoſten kreditieren. 

„Hier muß bemerkt werden, daß der vom hiesigen Zollamt 
gewährte Zollkredit sehr teuer ist, und zwar im Durch- 
schnitt um 2% höher als in Danzig. Außerdem 
ist die Art der Krediterteilung und Wiedereinziehung überaus 
unelastisch und bereitet viel Schwierigkeiten.“ 

Dieſe Unterſchiede in den Koſten und der Methode der Kredit- 
gewährung zwiſchen Danzig und Gdingen wirkt ſich auch un- 
günſtig auf die Einfuhrfinanzierung aus, die bis heute zum über- 
wiegenden Teile in Danzig getätigt werde. 

[„Polska Gospodarcza“, Heft 1, vom 5. 1. 1935; „Co- 


dzienna Gazeta Handlowa“ vom 16. und 27.—28. Januar 
und 2.—4. Februar 1935.] 


Zur Frage der Schafhaltung in Polen. 


Troß der in Polen ſeit längerer Zeit anhalfenden Propa- 
gierung und ſtaatlichen Förderung der Schafhaltung iſt die Ge- 
ſamtzahl der Schafe dennoch im Abnehmen begriffen. Selbſt ge- 
feglihe Wollverwertungsverordnungen und größere Militärkäufe 
konnten dieſer Tendenz nicht Einhalt gebieten. Beſonders auf- 
fallend iſt dabei die örtliche Verſchiedenheit hinfichtlih der Ab- 
bzw. Zunahme der Schafanzahl und weiterhin deren Abhängig- 
keit von der Größe der landwirtſchaftlichen Betriebe. 

Nach den letzten Erhebungen ſei mit einer Geſamtſchafanzahl 
in Polen von rund 2500000 Stück zu rechnen. Dabei verdiene 
betont zu werden, daß in den landwirkſchaftlichen Betrieben mit 
einer Größe von über 50 ha eine dauernde Abnahme der ge- 
haltenen Schafe zu verzeichnen ſei, während im Gegenſat dazu 
die Betriebe bis zu 50 ha im allgemeinen ihren Schafbeſtand 
vergrößerten. 


Die Verkeilung der Schafe auf die einzelnen Landeskeile ſei 
auch recht verſchieden. Während die weſtlichen und zenkralen 
Wofewodſchaften eine recht beachtliche Abnahme zeigten, habe die 
Zahl der Schafe in den füdlichen Wojewodſchaften etwas und in 
der Wilnaer Wojewodſchaft bedeutend zugenommen. Der Schaf. 
beſtand ſei in denjenigen Wojewodſchaften am ſtärkſten zurück⸗ 
gegangen, die den größten Anteil an der inländiſchen Wolliefe⸗ 
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rung haben. Aus den von der „Poſener Meſſe 1933“ heraus- 
gegebenen Zuſammenſtellungen der durch Vermittlung der Meſſe 
gehandelten Wollmengen gehe hervor, daß die größte Menge 
Wolle aus den folgenden Wojewodſchaften verkauft worden ſei: 
aus dem Poſenſchen — 42,3 %, Pommerellen — 29,0 % und aus 
der Wojewodſchaft Warſchau — 12,4 7%. Die Anzahl der Schafe 
fei in der Zeit von 1930—1933 in der Wojewodſchaft Poſen um 
17 200, der Wojewodſchaft Pommerellen um 25 400 und in der 
Wojewodſchaft Warſchau um 9 100 Stück zurückgegangen. Die 
drei Wojewodſchaften hätten zuſammen rund 84% der geſamten 
auf den Markt kommenden Wollmenge geliefert. 

Für dieſe ſtarke Schrumpfung bringt der Krakauer „Czas“ 
folgende Erklärung: 

„Die Ausfuhr von Schafen und Hammelileisch fand fast aus- 
schließlich aus den Wojewodschaften Posen und Pommerellen 
statt, deren Märkten ein bedeutender Prozentsatz der Erzeu- 
gung entnommen wurde. So habe beispielsweise im Jahre 1932 
die Produktion von Hammelfleisch in den westlichen Woje- 
wodschaften — 15 100 dz und die Ausfuhr — 6193 dz, also 
über 40 % der Erzeugung ausgemacht. Berücksichtigt man 
auch noch die Ausfuhr lebender Hammel, so sehen wir, daß 
die Ausfuhr diesem Markte rund 50 % seiner Gesamterzeugung 
abgenommen hat. Im Jahre 1934 hat sich der Export von Ham- 
melfleisch und Schafen sehr verringert. Im Verlauf von 10 
Monaten konnten wir kaum 3841 Schafe und rund 4370 dz 
Hammelfleisch ausführen. Noch stärker ist jedoch die Nach- 
frage nach Hammelfleisch auf dem Inlandsmarkte geschrumpft. 
So ist beispielsweise der Verbrauch an Hammelfleisch in Po- 
sen von 725 to im Jahre 1929/30 auf 58,9 to im Jahre 1931/32 
zurückgegangen. Der Verbrauch dieses Fleisches ist in anderen 
Städten noch geringer.“ 


Ein Hauptgrund für dieſe beträchtliche Tatſache ſeien nach An- 
ſicht des „Czas“ vor allem die unverhältnismäßig hohen Ge- 
bühren in den Markthallen und Schlachthäuſern. Der Landwirk 
erhalte gegenwärtig rund 12 Zloty für ein Schaf, die Schlacht- 
haus- und Markthallengebühren betrügen 8,30 Zloky, zu denen noch 
Frachk-, Vermittlungs- und Selbſtverwaltungskoſten hinzukämen, 
fo daß im Endergebnis der Bauer für die Fleiſcherzeugung weni- 
ger erhalte, als die geſamten Nebenunkoſten ausmachten. Dadurch 
würde das Hammelfleiſch jo verkeuert, daß die ärmeren Volks- 
ſchichten an einen Erwerb desſelben nicht zu denken vermöchten. 
Dieſer Zuſtand wirke ſich ſehr nachteilig auf die Schafzucht der 
Weſtgebiete aus. Für die bedeutend leichteren Schafe der öſt⸗ 
lichen Gebiete beſtänden unker dieſen Amſtänden überhaupt keine 
Abſatzmöglichkeiten. 

„Gegenwärtig ist die Anzahl der Schafe in den Handels- 
wolle erzeugenden Gebieten stark geschrumpft, andererseits 
ist die Verpflichtung, Inlandwolle den für die staatlichen In- 
stitute bestimmten Erzeugnissen hinzuzugeben, auf 45 9% (bis- 
her 25 %) erhöht worden. Es besteht jedoch die Befürchtung, 
daß der Wollpreis im Jahre 1935 gesenkt werden wird. Nach 
Informationen, die der Verband der Kammern und landwirt- 
schaftlichen Organisationen besitzt, sind zwischen der Textil- 
industrie und einzelnen Wollproduzenten fiktive Kaufabschlüsse 
auf Inlandwolle getätigt worden. Besitzt die Textilindustrie 
eine genügende Anzahl solcher fiktiver Abschlüsse, um den 
angeblichen Ankauf einer genügenden Menge Inlandwolle nach- 
weisen zu können, so hält sie sich vom weiteren Wollkauf 
zurück, was auf dem Markte mangels Nachfrage nach diesem 
Artikel ein vermehrtes Angebot zur Folge hat.“ ' 


Die Wolle beſter Sorte (A), die für die teureren Erzeugniſſe 
zum Abſatz auf dem freien Markte verwendet werde, beziehe die 
Texkilinduſtrie vorwiegend aus dem Auslande. Dort ſei es näm- 
lich möglich, langfriſtigen und billigen Kredit zu erhalten, während 
die Inlandwolle in bar bezahlt werden müſſe. Aus dieſem Grunde 
ſei es notwendig, daß von irgendeiner Seite Kredite bereitgeſtellt 
würden, um der Induſtrie den Ankauf beſſerer Sorten inländi- 
ſcher Wolle zu ermöglichen. 

Von dieſen Überlegungen ausgehend, habe der Verband der 
Kammern und landwirtſchaftlichen Organiſationen folgende For- 
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derungen erhoben, durch deren Erfüllung er die Rentabilität der 
Schafhaltung zu ſichern hofft: 

„1. Bereitstellung besonders günstiger Kredite, die der 
Textilindustrie den Ankauf von besseren Sorten inländischer 
Wolle ermöglichen. 


2. Erhöhung des pilichtmäßigen prozentualen Zusatzes in- 
ländischer Wolle bei den an die staatlichen Institutionen zu 
liefernden Waren bis zu 50 %. 


3. Eine bedeutende Senkung der Markt- und städtischen 
Schlachthausgebühren für Schafe und Hammelileisch, 
4. Der Versuch, bei Handelsvertragsverhandlungen mit dem 


Auslande möglichst hohe Kontingente für Schafe und Hammel- 
fleisch zu erlangen. 


5. Revision des bisherigen Systems der Ausgabe von Be- 
scheinigungen, die die Textilindustrie erwerben mußte, um den 
Ankauf von Inlandwolle nachzuweisen, um auf diese Art die 
Durchführung fiktiver Handelsabschlüsse zu verhindern.“ 


[„Czas“-Krakau vom 22. 1. 1935.] 


Wieſchaſtsentwicklung und Ausbau Soͤingens. 


Aus Anlaß des Ende Juni v. Js. in Gdingen ſtattfindenden 
„Feſtes des Meeres“ brachte das führende polniſche Wirkſchafts⸗ 
blatt, die „Codzienna Gazeta Handlowa“, eine Reihe von Auf- 
ſätzen namhafter Perſönlichkeiten des Wirkſchaftslebens über die 
Entwicklung Gdingens bis zu jenem Zeitpunkt und die Probleme 
bezüglich des Hafens und der Stadt, die einer raſchen Durchfüh- 
cung harrten. (Vergl. Nr. 18—20 und Nr. 34—32 (1934) unſerer 
Berichte.) Überblickt man von dieſem Geſichtspunkt aus die nach 
dem Jahreswechſel 1934/1935 in der polniſchen Preſſe erſchiene⸗ 
nen Artikel über Gdingen, jo gewinnt man die Überzeugung, daß 
trotz der ſeit dem Feſte des Meeres vergangenen kurzen Zeil 
viele der damals noch zu löſenden Fragen inzwiſchen bereits ihre 
Erfüllung gefunden haben und der Gdingener Hafen weikerhin 
einen glänzenden Aufſchwung erlebt habe. 

Anfang dieſes Jahres brachte die „Codzienna Gazefa Han- 
dlowa“ erneut eine Sammlung von Aufſätzen über Gdingen. In 
der Einleitung dazu ſchreibt Ingenieur Napoleon Korzon, der 
Borfigende der Induſtrie- und Handelskammer in Gdingen (und 
gleichzeitiger Direklor des „Robur“-Konzerns, ſowie ſchwediſcher 
Generalkonſul in Gdingen): 

„Das Jahr 1934 zeigte in der Entwicklung Gdingens einen 
bedeutenden Fortschritt. Der zu Ende gehende Abschnitt des 
Hafenbaues wandelt sich schrittweise in einen neuen Zeitab- 
schnitt inneren Ausbaues nicht nur technischer, sondern vor 
allem organisatorischer Art. Neben den neuen Kaianlagen, 
Lastkränen und Magazinen, welche die Regierung in ihrer 
fürsorglichen Bemühung in Gdingen errichtet hat, ändern sich 
die bisherigen provisorischen Formen organisatorischer Tätig- 
keit im Hafen und werden von neuen, den Anforderungen eines 
normal arbeitenden Hafens genügenden Institutionen ersetzt. 
Erwähnt muß hierbei wenigstens werden die neue Gesetz- 
gebung über die Hafengebühren, die Reorganisation des See- 
amtes, die Neubildung des Zolldienstes und die Errichtung des 
Freihafengebietes. 

Außerdem stand das Jahr 1934 im Zeichen der Entwicklung 
von Industrie und Handel, besonders auf dem Gebiete des 
Fanges und der Verarbeitung von Seefischen. 

Das Jahr 1935 muß eine weitere organisatorische Entwick- 
lung unseres Hafens bringen, und vor allem muß es einen be- 
deutenden Fortschritt hinsichtlich der Umwandlung aus einem 
Umschlagshafen in einen Sammelpunkt des Handels und der 
Verteilung im Baltikum werden.“ 

Dieſes im allgemeinen gute Urteil findet in der Tat in den 
Angaben der polniſchen Preſſe feine Beſtätigung, wenngleich es 
auch heute noch an Mängeln verſchiedener Art nicht fehlt (vergl. 
auch den Artikel in der heutigen Nummer unſerer Berichke: 
„Exportergebniſſe und Exportförderung“). 

Bis zum Jahre 1930 einſchließlich hat ſich der Umſchlag im 
Gdingener Hafen wie folgt geſtaltet: 


Jahr Einfuhr Ausfuhr Geſamtumſchlag 
in to in to in to 
1924 981 9186 10 167 
1925 1646 53 925 55 571 
1926 310 404 251 404 561 
1927 6411 891 683 898 094 
1928 192 714 1765 058 1957 769 
1929 329 644 2492 858 2822 502 
1930 504 117 3 121 631 3625 748 
1931 558 549 4 7411565 5300 114 
1932 432 888 4 761 400 5 194 288 
1933 870 704 5235 162 6 105 866 
1934 991 544 6 200 309 7 191 918 


Die allgemeine Umſchlagszunahme beträgk danach im letzten 
Jahre 1086 047 to, wobei die Einfuhr um 120 840 to und die Aus- 
fuhr um 965 147 to angeſtiegen iſt. Das Jahr 1984 zeige alſo eine 
Enkwicklung, die der des vorhergehenden Jahres ungefähr gleich 
geweſen ſei, welches gegenüber dem Jahre 1032 einen Anſtieg 
von 17% % zu verzeichnen gehabt habe. Vergleichsweiſe fei dazu 
angeführt, daß die mit Gdingen konkurrierenden Häfen Stettin 
und Danzig im Jahre 1034 eine Umſchlagszunahme von 23 % 
bzw. 20 % zu verzeichnen gehabt hätten. Lediglich das Jahr 1932 
habe einen unbedeutenden Rückgang der Umſchlagsmenge gezeigt, 
während ſeitdem wieder ein ſtarkes Anwachſen des Verkehrs zu 
beobachten ſei. 

„Wir sehen somit, daß die Besserung der Lage in Gdingen 
ohne Zweifel eine gewisse wirtschaftliche Belebung des Hin- 
terlandes wiederspiegelt, und daß diese sich verhältnismäßig 
stärker auf die Einfuhr als auf die Ausfuhr auswirkt, welch 
letztere übrigens immer die Zahlen auf der Einfuhrseite um ein 
Vielfaches übersteigt. Das ist vollkommen verständlich, wenn 
man berücksichtigt, daß die hauptsächlichsten Positionen auf 
der Ausfuhrseite solche Massenartikel wie Kohle und Holz 
sind, für die es keine entsprechenden Gegenposten auf der 
Einfuhrseite gibt.“ 

So beträgt allein die Ausfuhrzunahme von Kohle und Koks 
im Jahre 1934 im Verhältnis zum vorhergehenden Jahre 897 543 
to bei einer Zunahme des Geſamtumſchlages von 1086 047 to. 

„Zu den günstigen Erscheinungen muß man auch die un- 
veränderte Mannigfaltigkeit der in Gdingen zur Verladung ge- 
langenden Waren rechnen. Dies bezieht sich sowohl auf die 
Einfuhr wie auf die Ausfuhr. Die ursprünglichen Tendenzen der 
fremden Konkurrenz, Gdingen als fast ausschließlichen Koh- 
lenhafen hinzustellen, sind schon längst als unwahr widerlegt 
worden. Gdingen kann man heute zu denjenigen Häfen zählen, 
die den Umschlag einer jeden Ware übernehmen können, was 
gleichzeitig die Gewähr einer dauernden Beschäftigung des 
Hafens gibt und ihn unabhängig macht von Zeiten schlechter 
Konjunktur für einzelne Zweige des Wirtschaftslebens in dem 
den Hafen versorgenden Hinterlande.“ 

Ganz allgemein laſſe ſich feftftellen, daß die Vergrößerung der 
Geſamtumſchlagsziffer im Jahre 1934 ſowohl auf der Einfuhr- 
wie Ausfuhrſeite durch die zunehmende umgeſchlagene Rohſtoff⸗ 
menge bedingt geweſen ſei. Bei der Einfuhr ſeien es induſtrielle 
Rohſtoffe, fo daß alſo auch von einer übermäßigen Einfuhr un- 
nötiger Waren nicht die Rede fein könne. Einige Warengätfun- 
gen, wie Zucker, Bacons u. a., gehen heute ausſchließlich oder faſt 
ausſchließlich über Gdingen; eine Reihe anderer, wie Schrott, 
Eiſenerz, Baumwolle und Reis, haben ſich in Bezug auf die Um- 
ſchlagsmenge in Gdingen einer Standardiſierung genähert. 

In der Frage des im Jahre 1934 durchgeführten 
weiteren Ausbaues des Hafens müſſe man die In- 
veſtitionen in zwei Gruppen einteilen: zur erſten find die ſtaak⸗ 
lichen, zur zweiten Gruppe die privaten Inveſtitionen zu zählen. 
So ſeien im vergangenen Jahre 1700 m neue Kaimauern, 1740 m 
Waſſermauern und 1433 m Eiſenbetonkäſten errichtet worden; 
weiterhin wurden 2 Holzbrücken im Induſtriekanal für den zu- 
künftigen Holzhafen gebaut und rund 800 000 me Torf für neue 
Baſſins ausgehoben. Nebenbei erwähnt ſei der in bedeutendem 
Umfange geführte Straßenbau. 


An neuen Hafeneinrichtungen ſeien u, a. zu nennen: 10 Trans- 
porfkräne, und zwar 6 dreikonnige und 4 fünftonnige für Schrott. 
In den Magazinen ſeien 5 neue Winden und im Freihafen eine 
Verbindung zwiſchen den Lagern hergeſtellt worden, ſo daß die 
Transportkräne den ganzen Kai der Vereinigten Skaaten enklang 
bewegk werden könnten. 

Von privaten Bauten im Hafen ſeien zu erwähnen: die Er- 
richtung einer Bunkerſtation der Firma „Polmin“ für Motor- 
ſchiffe, ein Magazin der Firma „Viſtula“, mehrere Fiſchräuche⸗ 
reien, ein weiterer Teil des Heringslagers der Firma „Mewa“, 
ſowie eine Reihe kleinerer Inveſtitionen. 

In bautechniſcher Hinſicht müſſe zur Vervollſtändigung des 
Bildes der intenſive Ausbau der Stadt ſelbſt erwähnt werden. 
Als ein Beweis für die Entwicklung der Stadt und die geleiſteten 
Arbeiten auf dem Gebiete des Straßen- und Platzbaues einer- 
ſeits und der Volkserziehung, Kultur und Kunſt, öffentlichen Woh⸗ 
les und der Sicherheit könnten die Ausgaben der Gemeinde Gdin- 
gen angeführt werden. Dieſe ſeien nämlich von 357 000 Zloty im 
Jahre 1926/27 auf 22 944 000 Zloty im Jahre 1983/34 angeſtiegen. 

Nicht minder groß als in der eben geſchilderten Hinſicht ſei, 
den polniſchen Preſſeſtimmen zufolge, der Fortſchritt und die Ent- 
wicklung des Handels und der ſtaatlichen und 
privaten Verwaltung geweſen. Nach einer Außerung 
des Vorſitzenden des Speditionsverbandes und gleichzeitigem zwei⸗ 
ten Vorſitzenden der Induſtrie- und Handelskammer in Gdingen, 
Direklor Byczkowski, habe Gdingen im Jahre 1934 unter dem 
Zeichen der großzügigen Regelung des Zollweſens und des Ver- 
ſuches einer Löſung der brennenden ſozialen Fragen geſtanden. 
Die Aufgaben des Jahres 1935 würden vor 
allem Eiſenbahn- und Kreditfragen und be- 
ſonders die Schaffung vorteilhafterer Stadt- 
tarife im Hafenverkehr ſein. 

Das Zollweſen ſei heute einer der beſten arbeitenden 
Zweige des Hafenlebens in Gdingen. 

„Als entscheidendes Jahr in den Fragen des Zolls muß das 
Jahr 1933/1934 angesehen werden. Heute kann man über diese 
Angelegenheiten mit der größten Anerkennung sprechen, da 
tatsächlich in allem, was mit dem Zoll zusammenhängt, ein 
außerordentlicher Fortschritt zu spüren ist. .. Von großer 
Bedeutung ist die Erhöhung der Kompetenz des Gdingener 
Zollamtes zu einer Behörde II. Instanz, sowie die Errichtung 
eines neuen Gebäudes für es.“ 

Die im Jahre 1934 durchgeführten Vervollkommnungen auf 
dem Gebiete des Zollweſens, wie u. a. auch die Erhöhung der 
Zahl der Zollbeamten, die Aufteilung des Zollgebietes in Unter- 
ämter und die Errichtung eines Laborakoriums zur Unterſuchung 
zollpflichtiger Waren ſeien von großem Wert geweſen, wenn- 
gleich fie noch manch eine Forderung unerfüllt gelaſſen hätten. 

Ein anderes ſehr wichtiges Gebiet der wirkſchaftlichen Arbeit 
im Hafen ſei die Frage der geſetzlichen Regelung der Hafengebüh- 
ren zwecks Sicherung einer größeren Beweglichkeit in der Tätig- 
keit des Seeamtes. 

„Entscheidend für die Vervollkommnung der Hafenarbeit 
war die Anpassung der Hafenbetriebsausgaben an das Ent- 
wicklungstempo des Umschlages. Deshalb steht auch das Jahr 
1934 im Zeichen einer weitgehenden Normalisierung und ver- 
waltungstechnischen Konsolidierung auf dem Gebiete des Ha- 
fenbetriebes. 

Im Jahre 1934 errangen wir einen großen Erfolg, der das 
Ergebnis jahrelanger Bemühungen des Rates der Hafeninter- 
essenten darstellt, in Gestalt der Befreiung Gdingens 
von den drückenden Stempelgebühren, die in 
keinem anderen Hafen Anwendung finden. Diese Befreiung ist 
bereits in Kraft getreten, doch erweist es sich, daß weiterhin 
die Notwendigkeit der Novellisierung der rechtlichen Grund- 
lagen dieser Verordnung besteht, da die bisherige Verordnung 
nicht alle Fragen auf diesem Gebiete regelt. Die Grundsätze 
dieser Novelle sind bereits von der Regierung angenommen 
worden.“ 


Nach einem Aufſatz in Heft 8 der „Polska Gospodarcza“ gehe 


die überragende Bedeutung Gdingens im polniſchen Außenhandel 


daraus hervor, daß Gdingen als Umſchlagshafen rund 72% des 
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Gewichtes und rund 60% des allgemeinen Wertes des Außen. 
handels umfaſſe. 

„Die wirtschaftliche Entwieklung Gdingens 
zeigt im Verlauf der 15 Jahre beachtliche Erfolge sowohl hin- 
sichtlich der Industrie wie des Handels. Die Angaben, betref- 
fend die ausgekauften Industriepatente, zeigen, daß in Gdingen 
153 industrielle Unternehmungen, 500 Handwerksbetriebe und 
1876 Handelsunternehmungen tätig sind. 

Die Gdingener Industrie ist nicht sehr differen- 
ziert und beschränkt sich eigentlich nur auf einige Branchen, 
die direkt mit der Versorgung des Hafens und der Stadt in 
Verbindung stehen. Daher sind auch die Bau- und die Lebens- 
mittelindustrie am stärksten vertreten, indem sie rund 50 % 
aller industrieller Unternehmungen Gdingens bilden. Außerdem 
kommen noch die Mineral-, Metall-, chemische, Holz- und gra- 
phische Industrie in Frage. Eine für Gdingen recht charakte- 
ristische Tatsache ist das verhältnismäßig starke Anwachsen 
des Handwerks, das recht mannigfaltig und differenziert ist. 
Dies ist durch die übergroße Anzahl von Handwerkern in Po- 
len überhaupt und ihre Flucht aus den früheren Wohngebieten 
auf der Suche nach neuen Arbeitsplätzen zu erklären, 

Es verdient, betont zu werden, daß dieser Drang, sich in 
Gdingen niederzulassen, nicht nur das Handwerk, sondern 
auch den Handel kennzeichnete. Die Folgen dieser Jagd 
nach neuen Arbeitsmärkten erwiesen sich nicht in allen Fällen 
als gelungen. Während auf einigen Gebieten eine übergroße 
Anzahl von Unternehmungen vorhanden war, konnten andere 
Branchen den Marktansprüchen nicht gerecht werden. Dieser 
Handel war durch nichts normiert, was zahlreiche Bankrotte 
und der Rückzug aus erst vor kurzem eingenommenen Ge- 
bieten zur Folge hatte. In zahlreichen Fällen erwies sich das 
bewegliche Handelselement als nicht allzu solide und ernst- 
haft, indem es den Gdingener Markt nur vom Standpunkt der 
augenblicklichen Handelsvorteile betrachtete. Auf diese Weise 
ließen sich in Gdingen Firmen nieder, die einen unehrlichen 
Handel betrieben, indem sie an den Markt in räuberischer Art 
herangingen und dadurch den Ruf Gdingens als Handelshafen 
verdarben. Im Konkurrenzkampfe gingen oft anständig arbei- 
tende Firmen zugrunde, die dem Drange wucherischer Firmen, 
die sich zum Zwecke der Vernichtung des Konkurrenten der 
verschiedensten unehrlichen Methoden bedienten, nicht stand- 
halten konnten.“ 

Eine Ordnung des Handels fei durch die Anwendung einer 
Reihe wirkſchaftspolitiſcher Maßnahmen erreicht worden. So habe 
man u. a. den Verſuch gemacht, die bedeutenderen Firmen durch 
Kredithilfe zu unterſtützen. Dies taten vor allem die großen 
ſtaatlichen Bankinſtitute, wie die Polniſche Staatsbank, die Lan- 
deswirtſchaftsbank, die Staatliche Agrarbank, dann aber auch 
einige Aktienbanken und die Kommunalſparkaſſen. 

„Diese Institute verfolgen zwei Ziele: die Unterstützung des 
Gdingener Wirtschaftslebens und die Finanzierung des See- 
handels. Die bedeutenderen Unternehmungen befanden sich 
infolgedessen in einer bedeutend besseren Lage, da die Bau- 
ken ihnen ihre wirtschaftliche Existenz und die Erweiterung 
ihres Tätigkeitsgebietes ermöglichten. Gegenwärtig kann man 
auf dem Gebiete der Kreditierung des Handels in Gdingen 
eine verhältnismäßige Reichhaltigkeit der Kredite und deren 
Billigkeit feststellen. Ebenso sind bedeutende Erleichterungen 
hinsichtlich des Kurz- und langfristigen Kredites und inbeson- 
dere hinsichtlich der hypothekarischen und Wechselsicherhei- 
ten durchgeführt worden. 

Ein anderes bedeutendes Mittel, das für solide Gdingener 
Unternehmungen starke Grundlagen schafft, ist das System 
der Steuererleichterungen. Man hat sich den 
Grundsatz einer weitgehendsten Gewährung von Erleichterun- 
gen zu eigen gemacht, wie sie in der Verordnung des Präsi- 
denten der Republik vom 1. 6. 1927 über die Unterstützung 
des Ausbaues und der wirtschaftlichen Entwicklung der Stadt 
und des Hafens von Gdingen vorgesehen sind. Die Anträge 
auf Befreiung von der staatlichen Besteuerung des industriellen 
Umsatzes werden unter dem Gesichtspunkte folgender Kri- 
terien beurteilt: a) die vorhergehende wirtschaftliche Tätig- 
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keit der Unternehmungen, b) die kaufmännische bzw. fach- 
liche Eignung des Eigentümers oder Leiters der Firma, c) die 
finanziellen Grundlagen der Unternehmung, d) die bereits ge- 
tätigten oder beabsichtigten Anlagen und Investierungen in 
Gdingen zum Zwecke der Inbetriebnahme und Führung der 
Unternehmung, e) die wirtschaftliche Zweckmäßigkeit des Un- 
ternehmens und der Branche, der das Unternehmen angehört.“ 

In der Organiſierung der Induſtrie und der 
Hafenſpedition in Edingen ſei das vergangene Jahr durch 
eine verſtärkte Arbeitskonſolidierung und eine Reihe von Zat- 
ſachen, die einen Einfluß auf die zukünftige Arbeitsgeſtaltung im 
Hafen haben werden, gekennzeichnet. Dazu ſei in erſter Linie die 
Organiſierung eines einheitlichen Warenumſchlags im Hafen durch 
eine Firma, die alle Spediteure vertritt, zu zählen. In dieſer 
Richtung bleibe jedoch noch ſehr viel zu fun übrig, ſowohl in Be- 
zug auf die Strukturwandlung dieſes Unternehmens, wie der Ge- 
bühren, Tarife u. a. m. 

Zur Entwicklung des Speditionsweſens habe in bedeukendem 
Maße die zunehmende Mannigfaltigkeit der Seeverbindungen in 
Geſtalt des regelmäßigen Fernverkehrs und des Zuſtellungs- 
dienſtes beigekragen. Ein in dieſer Hinſicht geführter Vergleich 
mit anderen europäiſchen Häfen zeige, daß Goͤingen noch weit 
hinter dieſen zurüchſtehe. Die Anzahl der regelmäßigen Schiff 
fahrtslinien betrage in: 


Gdingen 38 
Skettin 49 
Hamburg. . 186 
Bremen . 108 
Antwerpen . 243 


Recht intereſſante Angaben machte vor längerer Zeit der 
„Kurjer Poznanski“ über das Schiffsmakler- und Spe- 
ditionsweſen. Das Blatt weiſt vor allem auf die große 
Anzahl jüdiſcher und deutſcher Firmen hin, die dieſe Funktionen 
ausführten. So befinde ſich die Schiffsmaklerei nur zu einem Drit- 
kel in polniſchen Händen. Der Ankeil am Spedikionsweſen ſei 
noch geringer. Eigentümer der Speditionsunkernehmungen in Gdin- 
gen und Danzig jeien gegenwärtig: 


Nationalität der Anzahl der Unternehmungen 


Eigentümer in Gdingen in Danzig 
Juden 14 12 
Deutſche 6 17 
Polen 5 3 
Andere 1 3 


Zur letzten Gruppe ſeien diejenigen Unternehmungen gezählt, 
in denen kein jüdiſches Kapital arbeite und die internationalen 
Charakter trügen. 

Wie bereits zu Anfang erwähnt, werde die Haupkauf- 
gabe des Jahres 1935 die Vervollkommnung des Eijen- 
bahnweſens und eine günſtige Regelung der entſprechenden Tarife, 
in beſonderem Maße innerhalb des Hafens ſelbſt (Lokaltarife), 
fein, Die Richtigkeit der bisher von der Polniſchen Staatseijen- 
bahn geführten Seetarifpolitik habe das Jahr 1934 erneut be- 
wieſen. Die Fortführung dieſer Politik und ſogar ihre zuneh- 
mende Aktivierung werde beſonders mit Rückſicht auf die an- 
wachſende Aktivität der Konkurrenztarife in den Nachbarſtaaken 
immer notwendiger. In erſter Linie kräten hierbei die Fragen 
des weiteren Ausbaues des Hafeneiſenbahnweſens und im Zu- 
ſammenhang damit die Politik des lokalen Hafenkarifs in Er- 
ſcheinung. Es bilde ſich nämlich im In- und Auslande in Bezug 
auf Gdingen die Meinung, daß die Nebengebühren eine unver- 
hältnismäßige Verteuerung der an und für ſich gefunden und 
guten Umſchlagsbedingungen zur Folge hätten. Das Jahr 1935 
werde daher im Zeichen der Beſeitigung dieſer Mängel verkehrs- 
und zollpolitiſcher Art und der Anpaffung dieſer Funktionen an 
die ſteigenden Anforderungen des Hafens ſtehen müſſen. 


„Polska Gospodarcza“, Heft 4, vom 26. 1. 1935 und Heft 8 
vom 23. 2. 1935; „Codzienna Gazeta Handlowa“ vom 1.—2. 
1. 1935; „Kurier Warszawski“ vom 4. 2. 1935; „Kurjer 
Poznafiski“ vom 3. 11. und 30. 12. 1934; „Gazeta Gdanska“ 
vom 29. 12. 1934.] 


dur Frage der Agrarreform und die ſtaatliche 
Land wirtſchaſts politik. 


Während der jeit Januar andauernden Sejm und Senats 
debakten über den Staatshaushalt hat u. a. auch der Minifter für 
Landwirtſchaft und Agrarreform, Poniatowski, mehrfach die Ge- 
legenheit zu bedeukſamen Ausführungen über die von ihm auf 
dieſen Gebieten geführte Politik benutzt. Das erſte Mal tat er es 
Mitte Januar, als der Haushaltsplan des Umſatzfonds der Agrar- 
reform vor dem Sejm zur Verhandlung ſtand. Die einleitenden 
Ausführungen machte der Vertreter des Regierungsblocks, Ab- 
geordneter Kaminski, 

Dieſer berichtete zuerſt über die ſtaatliche Zufammen- 
legungsaktion (Kommaſſation), die im Jahre 1933/34 auf 
einer Fläche von 360 726,9 ha durchgeführt wurde, womit ſie um 
rund 60 640 ha hinter der Leiſtung des vorhergehenden Jahres 
zurückſtehe. Der Grund dafür ſei in der um 5 600 000 Zloty ge- 
ringeren zur Verfügung ſtehenden Summe zu ſuchen. Seit Beginn 
dieſer Aktion bis zum 1. April 1034 ſeien insgeſamt 460 289 Wirt- 
ſchaften und eine Fläche von 3 376 897 ha zuſammengelegt wor- 
den, jo daß noch 7485 000 ha übrig blieben. 

Hinſichtlich der Meliorationstätigkeit wurden im 
Jahre 1983/34 

„dank der Zusammenarbeit mit dem Arbeitsfonds 101,7 km 
Wälle errichtet, 224,7 km Flüsse und 80,1 km Kanäle reguliert 
und eine Fläche von rund 12 500 ha mit einem Kostenaufwand 
von insgesamt 6,7 Millionen Zloty entwässert.“ 

Die enkſprechenden Zahlen für das Jahr 1934/35 lauteten auf 
63,8 km Wälle, 257,8 km Flußregulierung und 144,8 km Kanäle 
mit einem Koſtenaufwand von 5,6 Willionen Zloty. 

„Zur Frage der Parzellierung übergehend, be- 
tont der Referent, daß bis zum 1. April 1934 die von der Re- 
gierung geführte Parzellierung insgesamt 503 515,3 ha umfaßt 
hat, die an 120 829 Erwerber verkauft wurden, in welche Zahl 
die Annullations- und Militärsiedlungen nicht mit einbegrifien 
sind. Das Tempo der Parzellierung hat nach- 
gelassen. Die „Entschuldungsparzellierung‘“, die sich auf 
das sogenannte „Lex Ludkiewicz‘ stützte, hat so gut wie gar 
kein Ergebnis gezeitigt 

Die Staatliche Agrarbank hat bis zum Schluß des Jahres 
1933 zum Zwecke der Parzellierung 92 Grundstücke von einer 
Gesamtfläche von 101 782,5 ha und zum Kommissionsverkauf 
22 Besitzungen von einer Fläche von 20 929,6 ha, darunter im 
Jahre 1933 aus dem Zamoyskischen Majoratsgut 23500 ha zur 
Schuldentilgung erworben. Bis zum Schluß des Jah- 
res 1933 hat die Agrarbank insgesamt 
53673,2 ha parzelliert. Wenn dies an und für 
sich auch ein beachtenswerter Erfolg ist, so war es jedoch 
auf dem Gebiete der Parzellierung kein entscheidender 
Faktor 

Was die Privatparzellierung betrifft, so erwar- 
ten wir gegenwärtig die Regelung der Bodenpreise und Ver- 
schuldung auf ihrem Gebiete. Besonders schwierig ist die Lage 
der Parzellenerwerber von Privatinstituten des langfristigen 
Kredites, die sehr teuer arbeiten. Selbst die besten Zahler kom- 
men hierbei in eine aussichtslose Lage.“ 

In Bezug auf die durch die Melioration entſtandenen Schul- 
den führte der Referent u. a. aus: 

„Die Schulden der Wassergenossenschaf- 
ten werden auf persönliche Schulden zer- 
legt. Die Meliorationsgebühren beim Umbau der Agrarstruk- 
tur sind auf die tatsächlichen Kosten für Material und Arbeit 
reduziert worden. Es ist für die Zukunft beabsichtigt, Gut- 
achten, die Ausführung von Plänen und die technische Auf- 
sicht kostenlos zu gewähren und lediglich die tatsächlichen 
Kosten für Material und Arbeit in Anrechnung zu bringen 
Die Darlehen des Staatlichen Kreditfonds für Meliorationen sind 
in einzelnen Fällen (in denen sie keinen Nutzen brachten oder 
100 % des Schätzungswertes übertrafen u. ä. m.) ganz getilgt 
worden, in den übrigen Fällen dagegen müssen sie bis auf 
einen Höchstbetrag von 500 Zloty je ha meliorierten Bodens 
und bei anderen Verschuldungen noch weiter reduziert wer- 


den. Die Rückzahlung der so verringerten Darlehnssummen 
soll im Verlauf von 30 Jahren erfolgen, beginnend am 1. Ja- 
nuar 1937, bei einer dreiprozentigen Verzinsung ... 

Die Rentenschulden sind auf Grund der Verordnung 
des Ministerrates vom 29. 9. 1933 umgerechnet worden, was 
den Ansiedlungen der Wojewodschaften Posen und Pommerel- 
len eine bedeutende Erleichterung gebracht hat. Die Rück- 
zahlung der vor dem 30. September 1934 entstandenen Rück- 
stände regelt eine Verordnung vom 23. November 1934, die 
ermäßigte Rückzahlungen im Verlauf von 30 bzw. 15 Jahren 
vorsieht. Die Verzugsstrafe und Zinsen werden niedergeschla- 
gen. Im Falle vollständiger vorzeitiger Rückzahlung der kapi- 
talisierten Forderung mit Ausnahme der ewigen Renten, im Ver- 
lauf von 2 Jahren nach Inkrafttreten dieser Verordnung, wird 
die Forderung um 20 %, und im Verlauf des folgenden Jahres 
um 10 % reduziert.“ 

Zum Abſchluß feiner Ausführungen betonte noch der Vor- 
tragende, daß die private Parzellierung und die 
der privaten Finanzimſtitute bankerottiert 
habe, und ebenfo ſei die Akkion der Staatlichen Agrarbank 
ungenügend geweſen. Dem gegenüber ſei einzig und allein die 
Kommaſſierungs- und Parzellierungsaktion, wie fie der Staat 
führe, von entſcheidender Bedeutung geweſen. 

Im Anſchluß an dieſen Bericht nahm dann Minifter 
Poniatowski zu den wichkigſten der berührken Fragen noch 
beſonders Stellung. 

Grundlage für den von der Regierung geführten Umbau der 
Agrarſtruktur fei das individuelle Eigentum. Dies geſchehe ganz 
bewußt, obgleich in einer Reihe großer europälſcher Staaten eine 
Wirtſchaftspolttik gemacht werde, durch die gewiſſe Grenzen der 
Individualwirkſchaft verwiſcht würden. Dabei ſei der eventuelle 
Vorwurf einer möglichen Verſpätung in der kechniſchen Entwick- 
lung als teilweiſe berechtigt anzuerkennen. Aber 

„Wir verzichten auf die Anwendung einer Reihe von tech- 
nischen Errungenschaften, weil wir höher als diese die indivi- 
duellen psychischen Werte einschätzen, welche durch die 
äußerst entwickelte Technik verwischt werden könnten. Erst 
in der weiteren Folge kann eine Zusammenfassung zu be- 
stimmten Verbänden für einzelne wirtschaftliche Tätigkeiten, 
wie z. B. die Absatzorganisation, die Entwicklung des Ge- 
nossenschaftswesens u. a. m., von Wert sein.“ 

Hinſichtlich der Kommaſſierung betonte der Landwirt- 
ſchaftsminiſter, daß das ſtarke Anwachſen der Arbeiten auf die- 
ſem Gebiete die Gefahr einer gewiſſen Oberflächlichkeit in ſich 
berge. Man ſei daher bemüht, den kechniſchen Konkrollapparat 
über die Geometer durch eine Steigerung deren Verantwortlich- 
keit ſelbſt zu entlaften. 

„Was die Parzellierung betrifft, so war der bis- 
herige Parzellener werber, der für den ha Boden im Verhältnis 
zum Ertrag unvergleichlich hohe Summen zahlen mußte, eher 
ein vom Bodenerwerb abschreckender Faktor. Es ereigneten 
sich geradezu karikaturenhafte Fälle, daß die Höhe der jähr- 
lichen Amortisationsrate 250 Zloty je ha betrug; eine Höhe 
von 100 Zloty je ha war recht oft anzutreffen. Diese Summe 
herauszuwirtschaften, war natürlich ganz unmöglich, Ich bin 
daher der Ansicht, daß die letzten Bemühungen, d. i. die 
Senkung der Bodenpreise durch Neueinschätzung, die Lage 
der Betroffenen erleichtern wird und dadurch sich erneut ein 
Vertrauen herausbilden wird, daß man Boden kaufen und auch 
seinen Verpflichtungen nachkommen kann. Wenn es der All- 
gemeinheit zum Bewußtsein gekommen sein wird, daß die Ver- 
hältnisse sich zum Guten gewandelt haben, dann wird auch 
ein neuer Drang nach Bodenerwerb entstehen, selbstverständ- 
lich unter der Voraussetzung langfristiger Kreditierung. Von 
großer Bedeutung wird es auch sein, wie weitgehend die Pri- 
vatparzellierung zunehmen wird, die in den letzten Jahren 
eine starke Schrumpfung auswies. Für das Jahr 1935/36 darf 
man annehmen, daß der Parzellierungsdrang und das Land- 
angebot noch verhältnismäßig gering sein wird. Die im Vor- 
anschlag für die Vergrößerung des Landvorrates zur Parzel- 
lierung angesetzten Summen entsprechen nicht den für die 
nächste Zeit beabsichtigten Erweiterungen dieser Aktion, 
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Orientierungscharakter trägt daher auch nur meine Angabe, 
daß rund 50000 ha vom Staat aus der Entschuldungsaktion 
übernommen werden. Diese beiden Aktionen müssen selbst- 
verständlich mit den Möglichkeiten der Kreditierung gekoppelt 
werden. Auch de Kommassierungsaktion erlitt eine 
Schwächung, weil der Staat keine Kredite bereitstellte. In 
dieser Hinsicht ist wenigstens eine auch noch so geringe Hilfe 
notwendig, und mein Vorschlag rechnet daher damit, daß rund 
25 000 Wirtschaften, d. i. ungefähr ein Drittel aller derjenigen, 
welche dieser Aktion unterliegen sollten, einen Kredit von 
300 Zloty erhalten müßten, 

Was die Bebauung der neuen Kolonien be- 
trifft, so ist die in den westlichen Wojewodschaften ange- 
wandte Methode, daß man die Siedlungen fertig bebaut über- 
gab, die kostspieligste, doch wird man trotzdem auf sie nicht 
vollkommen verzichten können. Hier muß eine bestimmte Hilfe 
gewährt werden und wir beabsichtigen es durch die Fest- 
setzung der maximalen Kredithöhe in Bezug auf den ha zu 
tun. Die Summe von 1000 Zloty für einen ha, unabhängig von 
anderen Lasten, ist entschieden zu hoch, da die Belastung aus 
der Errichtung der Gebäude 400500 Zloty nicht übersteigen 
dürfte, Diese Kredithilfe wird ungefähr 12 Millionen Zloty in 
Anspruch nehmen. Diese Summe ist zwar im Voranschlag nicht 
vorgesehen, wir werden für diesen Zweck jedoch über einen 
Betrag bis zu 15 Millionen Zloty verfügen können, so daß durch 
den Umsatzfonds nur Herabsetzung der Verzinsung erfolgen 
wird. Rund 1% Millionen Zloty wird zur Wiesenbewirtschaf- 
tung verwendet werden, und zwar zum Ankauf von Gras- 
samen und Kunstdünger.“ 


In der im Anſchluß an die Rede des Landwirtſchafts- und 
Agrarreformminiſters geführten Diskuſſion wurde deſſen Tätig- 
keit und Bemühungen um die Geſundung der Verhältniſſe in der 
Landwirtſchaft von allen Parteien großer Beifall und Anerken- 
nung gezollt. Die Diskuſſion brachte im allgemeinen mehr Vor- 
ſchläge als Kritik. 

Von den Ausführungen der verſchledenen Abgeordneten ver- 
dient die des Abg. Rzaſa von der Landwirtſchafkspartel Pom- 
merellens erwähnt zu werden. Redner wies darauf hin, daß es 
in Pommerellen noch viel Minderheiten gebe, die auf verſchie⸗ 
dene Art unterſtützt würden. Man dürfe nicht vergeſſen, daß der 
pommerelliſche Bauer hier die Wacht auf dem Wege zum Meere 
und damit zur ganzen Welt bilde. In Pommerellen müſſe inten- 
ſiv gearbeitet werden, damit man den dortigen Polen nicht vor- 
werfen könne, daß der Stand ihrer Wirtſchaften ein niedrigerer 
ſei als der der deutſchen Wirtſchaften. Aus diefem Grunde fei 
auch die Parzellierung in Pommerellen um 
vieles dringender als anderswo. In dem klei— 
nen Gebiete Pommerellens gebe es 48 Güter mit einer Fläche 
von je über 1000 ha. Davon ſeien 28 deutſche Güter und 20 pol- 
niſche, zu welch letzteren bereits die 8 Staatsdomänen hinzu- 
gerechnet ſeien. 

über Entwichlung und Lage der polniſchen 
Landwirktſchaft ſprach Miniſter Poniatow- 
ski erneut im Verlauf der Diskuſſion über das Budget des 
Minifteriums für Landwirtſchaft und Agrarreform am 8. Fe- 
bruar vor dem Sejm. Im Gegenſaß zu früheren Ausführungen 
anderer Miniſter habe ſich die Rede Miniſter Poniakowskis, nach 
dem Urteil auch der Oppoſikionspreſſe, angenehm dadurch unter- 
ſchieden, daß der Miniſter nicht verſucht habe, die beinahe kala⸗ 
ſtrophale Lage der Landwirtſchaft irgendwie zu beſchönigen, fon- 
dern mit vollſter Offenheit bemüht war, die wirkliche Situation 
darzustellen, welche Darſtellung übrigens — nach Anſichk der Oppo- 
ſition — noch immer zu roſig geweſen ſei. 

Sogleich zu Anfang feiner Rede habe Poniatowski erklärt, 
daß das leßte Jahr für die Landwirtſchaft 
eine Verbeſſerung nicht gebracht habe. Ledig- 
lich eine gewiſſe Stabilifierung der Verhältniſſe habe ſich heraus- 
gebildet, die es ermöglichen werde, mit etwas geringeren Fehl- 
urteilen die Folgerungen für die Zukunft daraus zu ziehen. Bei 
der engen Verbundenheit zwiſchen der Landwirtſchaft und der 
geſamten Volkswirtſchaft werde es unmöglich fein, eine Ver- 
beſſerung auf dieſem großen Gebiete zu erzielen, ohne gleich- 
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zeitig daran zu gehen, die ſtarke Verarmung der Landwirkſchaft 
irgendwie zu beſeitigen. 

Wie aus den zuletzt vom Inſtitut für Konjunkturforſchung ver- 
öffenklichten Arbeiten über die Errechnung der Verkeilung des 
Sozialeinkommens hervorgehe, enkſpreche der Anteil der Land- 
wirkſchaft am Sozialeinkommen nicht deren zahlenmäßigen Wert, 
denn während der zahlenmäßige Werk der Landwirtſchaft rund 
65 % erreiche, betrage ihr Anteil am geſamten Volkseinkommen 
nur ungefähr 46 %. 

„Die Anderungen, welche sich im Verlauf der letzten vier 
Jahre vollzogen haben, stellen sich wie folgt dar: während 
die allgemeine Verbrauchssenkung 19% be- 
trägt, zeigt der Konsum der städtischen Bevölkerung, mit 
Ausnahme der Lebensmittel, einen Rückgang von 18 % und 
der Konsum der Landbevölkerung eine Ver- 
minderung von 46 %. Spezifiziert man noch weiter 
und betrachtet man nur die Schicht der Kleinbauern und Land- 
arbeiter, so wird man eine Verbrauchsschrumpfung an indu- 
striellen Erzeugnissen von 53 % feststellen. Die Ausgaben 
wirtschaftlicher Art in der Form von In- 
vestitionen sind um 64 % zurückgegangen.“ 

Die vom Pulawäki-Inffituf über die Haushalte der landwirt- 
ſchaftlichen Kleinbetriebe angeſtellten Erhebungen zeigten, daß in 
der Rubrik, die eine ſolche Gruppe umfaßt, wie: Kleidung, Wäſche 
und Schuhe, nach Umrechnung der Preiſe von 1933 auf den Preis- 
ſtand von 1928, eine Bauernfamilie im Jahre 1928 — 124 Zloty 
und gegenwärtig nur — 64 Zloty verausgabe, 

Der Tabak- und Alkoholverbrauch ſei bis zu 40% zurück ⸗ 
gegangen. Setze man den Petroleumverbrauch im Jahre 1928 
gleich 100, fo hält ſich der ländliche Verbrauch jetzt bei 43. Be- 
ziehe man den Abſatz landwirtſchaftlicher Maſchinen ebenfalls auf 
das Jahr 1928 mit der Vergleichsziffer 100, ſo ergebe das Jahr 
1934 ſogar nur 11. 

Von welcher Seite man auch dieſes Problem betrachte, jo 
zeige ſich immer wieder die allzu kraſſe Verarmung der Land- 
bevölkerung. Man müſſe daher die Frage nach den kakſächlichen 
Urſachen der Erſcheinung ſtellen. 

Als Argument werde vielfach die Starrheit der 
Steuerlaſt angeführt. Wenn in der Tat die Skeuern nicht 
in dem gleichen Maße reduziert worden ſeien, wie dies hinficht- 
lich anderer Elemente des Wirkſchaftslebens der Fall geweſen ſei, 
ſo könne man dieſer Erſcheinung aber auch nicht die entſcheidende 
Bedeutung beimeſſen. Nach Berechnungen des Pulawski-Inſtituts 
beträgt der Rückgang der Steuerleiſtung je 1 ha landwirtſchaft⸗ 
licher Fläche rund 30 %. Da, wie geſagt, der Rückgang auf an- 
deren Gebieken größer geweſen ſei, ſo habe das lediglich ein 
Anſteigen der Steuerſumme von 3 auf 5% 
zur Folge gehabt. Gewiß eine bedauerliche, aber nicht allein für 
die Verarmung der Landwirtſchaft verantwortlich zu machende 
Zatjache. 

Ebenſo könne die Verſchuldung, froß ihrer unregel- 
mäßigen Verteilung und hohen Zinſenleiſtung, nicht als enkſchei⸗ 
dender Faktor für die Verarmung und Unmöglichkeit der Arbeit 
in der Landwirtſchaft hingeſtellt werden. 

»Im allgemeinen wird richtig die Absatzfrage als 
Hauptursache angesehen; nicht nur, daß der Landwirt billiger 
verkauft, sondern auch der Umstand, daß er weniger verkauft, 
daß er mit Mühe den von ihm erzeugten Artikel überhaupt zu 
Geld machen kann. Wir verkaufen weniger und verkaufen 
schlechter. Das Bareinkommen in der Landwirtschaft, auf den 
ha umgerechnet, unterliegt einer so gewaltigen Schrumpfung, 
daß dieser selbst die mit aller Energie des Landwirts gegen- 
übergestellten Einschränkungen in den Ausgaben nicht ent- 
gegenwirken können.“ 

Dieſe Schrumpfung beziehe ſich in beſonderem Maße auf die 
tieriſchen Erzeugniſſe. Ganz allgemein könne man die Verminde- 
rung der Abſatzmöglichkeiten mit 50 % annehmen. 

„Und wie sieht dagegen der Inlandsmarkt aus? Auf 
Grund der fortschreitenden zahlenmäßigen Zunahme unserer 
Bevölkerung müßte er dauernde Erweiterungstendenz aufwei- 
sen. Statt dessen haben wir eine, wenngleich nicht große, so 
doch mehrprozentige Schrumpfung der Absatzmöglichkeiten auf 


dem Inlandsmarkte zu verzeichnen. Dabei findet infolge der 
Verarmung der Bevölkerung eine Verschiebung vom Ver- 
brauch der teureren zu den billigeren Lebensmitteln statt.“ 

In dieſer Lage müſſe man ſich fragen, ob überhaupt eine Mög- 
lichkeit beſtehe, dieſe Verbindung der Verhälkniſſe, welche dieſen 
Zuſtand bedingten, zu durchbrechen, und ob man weikerhin Aus- 
ſicht habe, daß ſich bei größerer Anſtrengung der Regierung die 
Abſatzbedingungen im Auslande beſſern und der Inlandsverbrauch 
ſteigern laſſen werde. 

Minifter Poniatowski ſieht kaum die Möglichkeiten einer 
nennenswerten Wandlung im Auslandswarenverkehr, fo lange es 
nicht gelinge, eine grundſätzliche Anderung durchzuführen, denn 
im Auslandswarenverkehr handele es ſich heute kaum noch um 
einen Verkauf von Waren gegen Geld, ſondern mehr um einen 
Tauſch von Waren gegen Waren. Verhkaufsausſichten habe nur 
noch derjenige, welcher gleichzeitig bereit ſei, vom Käufer Waren 
in Empfang zu nehmen. Die polniſche Konſumtionskraft ſei aber 
ſehr ſtark zurückgegangen. Vermehrte Ausſichten auf Unterbrin- 
gung von Induſtrieerzeugniſſen auf dem polniſchen Inlandsmarkte 
beſtänden erſt dann, wenn in Polen wieder eine ſtarke Inveftie- 
tungspolitik geführt werden würde. Denn nur, wenn durch dieſe 
wieder mehr Arbeiksloſe in den Wirtſchaftsprozeß eingefchaltet 
würden und an Stelle des ſchrumpfenden ein zunehmender Ver⸗ 
brauch kreten würde, könnte dieſe Wandlung geſchehen. Dazu 
ſeien aber gegenwärtig die Vorausſetzungen noch nicht gegeben. 

Auf dem Gebiete des Handels müſſe feſtgeſtellt werden, daß 
die Landwirkſchaft ſchlecht organiſiert ſei. Die 
Spanne zwiſchen Erzeuger und Verbraucher ſei dauernd noch von 
allzu vielen Vermittlerſtellen ausgefüllt. Wenn die Bemühungen 
der Landwirtſchaft zur Beſeitigung dieſer Mißſtände in der Zeit 
guter Konjunktur ſehr nachläſſig geführt worden feien, jo ſei es 
jetzt höchſte Eile, das in dieſer Hinſicht Vernachläſſigte nachzuholen 
und wieder gutzumachen. 

In der gegenwärtigen Lage ſei die dringendſte Arbeit die 
Organifierung des Abſatzes der landwirk⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe, um die bisherigen Bemühun- 
gen, auf dem Auslandsmarkte wenigſtens einen Teil der Über- 
ſchüſſe an landwirkſchaftlichen Produkten unterzubringen, mit Er- 
folg fortzuſetzen. 7 

Grundſätzlich die gleichen, wie die bisher geſchilderten Gedan- 
kengänge, haften die Ausführungen Minifter Poniatowskis vor 
dem Senat am 4. März d. 33. zum Inhalt. Auch hierbei bekonke 
der Winiſter, daß infolge der außerordenklich ſchwierigen Lage, 
in der ſich die Landwirkſchaft befinde, alle Energie darauf kon- 
zenkriert werden müſſe, der Landwirtſchaft die Exiſtenz-, Arbeits- 
und Enkwicklungsmöglichkeit zu geben. Wie ſchon früher betont, 
erſtrebe die Regierung daher in erſter Linie die Erweiterung des 
Inlandsabſatzes, als dem hauptſächlichſten Abſatzmarkt für land- 
wirtſchaftliche Erzeugniſſe. Gleichzeitig werde angeſtrebt, daß dieſe 
Markkerweiterung auch die Induſtrieerzeugniſſe umfaſſe, da erſt 
in der Steigerung der Konſumfähigkeit für dieſe Produkte die 
Möglichkeit begründet liege, den Auslandsexpork zu ſteigern. 

„Die Einwirkung auf den Inlandsmarkt zwecks Schaffung 
von Verdienstmöglichkeiten für die Bevölkerung, als auch ver- 
mittels einer gewissen Intervention, Absatzorganisation von 
Seiten der Landwirte selbst, sowohl durch Verbesserung der 
Güte, als auch durch Verminderung der Vermittlerstellen, die 
die Ware durchlaufen muß, die Präferenz der Rohstoffe 
und schließlich die Intensivierung der land wirtschaftlichen Or- 
ganisation in der Richtung größeren Arbeitsaufwandes, wie er 
in Polen möglich ist — das wäre die in kürzester Form ge- 
haltene Aufzählung der hauptsächlichsten Arbeitsmittel,“ 

Der Regierung werde wiederholt nahegelegt, nach dem Vor- 
bilde anderer Länder durch Abwertung des Geldes 
die eigene Wirkſchafslage zu beſſern. Dem Ge- 
danken könne die Regierung nicht folgen, denn die Preisſenkung 
für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe ſei ſchon eine ſo weitgehende, 
daß vielmehr an eine Steigerung derſelben gedacht werden müſſe. 
Entſcheidend dafür ſei auch, daß die Exporkmöglichkelten dadurch 
auch nicht geſteigerk werden könnten. Wohl würde damit der Im- 
port noch weiter gedroffelt werden können, aber in dieſem Falle 
würde die unbedingte Folge eine Schrumpfung der Ausfuhr ſein, 


da die polniſchen Waren nicht in der Lage wären, ihre Konkur- 
renzfähigkeit in der Welt zu ſteigern. 

Das zweite Problem von großer Wichtigkeit ſei das des 
Bodenpreiſes. Es dürfe wohl angenommen werden, daß 
die Landwirte, die mit aller Entſchiedenheit die Notwendigkeit 
der Anpaſſung der Induſtriepreiſe, des Standes der Leiſtungen 
und Abgaben, der Tarifhöhe und aller anderen Verpflichtungen 
betonten, kaum an die Verteidigung der Theſe denken dürften, 
daß von dieſem allgemeinen Rechte lediglich die Bodenpreiſe aus- 
genommen werden ſollten. Wenn alſo dieſe Notwendigkeit auch 
anerkannt werde, jo ſei er, Poniatowski, wiederum ein Ver- 
fechker der Anſicht, daß es Pflicht des Staates ſei, eine allzu 
gewaltige Reduzierung der Bodenpreiſe zu verhindern. Die erfolg- 
reichſte Inbervenkion der Regierung in dieſer Richtung ſei die 
Parzellierungsaktion. Vor dem Kriege ſei dieſe durch 
die Politik der Teilungsmächte von polniſcher Seite mik allen 
Mitteln unterbunden worden, um nicht eine allzu ſtarke Redu- 
zierung des polniſchen Beſitzſtandes zuzulaſſen. Nach dem Kriege 
habe es viele wichtigere Dinge gegeben, die einer raſchen Erledi⸗ 
gung harrten. Dabei ſei von Polen der wirkſchaftliche Fehler be- 
gangen worden, daß man den Wiederaufbau der landwirtſchaft⸗ 
lichen Produktion auf Großbetriebe geſtützt habe, wo dieſe nicht 
mehr zu halten geweſen ſeien. Man habe Aufwendungen ge- 
macht, die unter den veränderten Verhältniſſen vernichtet wer- 
den müßten. 

Außerdem ſei es die Schwäche des Staakshaushaltes, die es 
gegenwärtig der Regierung unmöglich mache, in der Entſchul- 
dungsaktion den großen wie den kleinen Schuldnern die gleichen 
Vergünſtigungen zu gewähren. 

„Indem die Regierung gezwungen war, eine gewisse Reihen- 
folge der dringenden und der weniger dringenden Bedürfnisse 
durchzuführen, hat sie richtig gehandelt, wenn sie den Stand- 
punkt vertrat, daß der Großgrundbesitz sich auch ohne diese 
direkte Hilfeleistung begeben kann, da er durch eine teilweise 
Parzellierung seines Besitzes doch eine leichte Möglichkeit 
hat, die Höhe seiner Verschuldung zu reduzieren.“ 

Abſchließend ſtellte der Miniſter die Frage, ob dieſe Mög- 
lichkeit durchführbar ſei. Wenn einer der Senatoren darauf hin- 
gewieſen habe, daß ſich der Umfang der Parzellierungsaktion ver- 
ringert habe, jo treffe das zu. Gleichzeitig aber müſſe darauf auf- 
merkſam gemacht werden, daß die Gewißheit einer Bodenpreis- 
ſenkung auch wiederum einen verffärkten Parzellierungsdrang zur 
Folge habe. Nach Berichten der ſtaaklichen Behörden und der 
Agrarbank ſei die Zahl der Parzellenanwärker im Anſteigen be- 
griffen. Dies müßte auch der Großgrundbeſitz empfinden, wenn 
er nur williger an die Parzellierung herangehen würde. Es ſei 
nämlich im allgemeinen dort eine Abneigung gegen die Par- 
zellierung feſtzuſtellen, wo der Erlös aus dieſer Parzellierung nicht 
direkt dem Grundſtückseigentümer zufließe, ſondern zur Tilgung 
von deſſen Schulden verwandt werde. 


„Polska Gospodarcza“, Heft 7, vom 16. 2. 1935 und Heft 10 
vom 9. 3. 1935; „Kurjer Poranny“ vom 16. 1. 1935; „Czas“ 
vom 16, und 17. 1, 1935; „Ilustrowany Kuryer Codzienny“ 
vom 11. 2. 1935; „Kurjer Warszawski“ vom 15. 2. 1935; 
„Codzienna Gazeta Handlowa“ vom 9. und 28. 2. 1935.] 


Die Lage und Bedürfniſſe der großpolniſchen 
Land wirtſchaſt. 


Der durch die letzljährige Trockenheik bedingte große Ernte- 
ausfall in Großpolen, und die für es verhältnismäßig wenig 
Nutzen bringende Entſchuldungsaktion hat dieſes Gebief im Ver- 
gleich zu anderen Landesteilen in eine geradezu untragbar ſchwie⸗ 
rige Lage gebracht. Dieſe Erſcheinung hat dann auch die land- 
wirtſchaftlichen Vereinigungen und Verbände veranlaßt, mik einer 
Reihe von Forderungen an die Regierung heranzukreten, durch 
deren Erfüllung man wenigſtens der größten Not etwas hofft, ab- 
helfen zu können. 

Die beſondere Wirtſchaftsſtruktur, die Großpolen von den an- 
beſondere Behandlung verſchiedener Probleme notwendig mache, 
deren Gebieten des Landes unkerſcheide und die daher auch eine 
nahm der zweite Vorſitzende des großpolniſchen Gutsbeſitzerver⸗ 
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bandes, Tur no, zum Thema eines vor kurzem vor dieſer Ver- 
einigung gehaltenen Vortrages. Er wies darauf hin, daß die Po- 
ſener Landwirtſchaft ihre beſonderen Bedürfniſſe ausweiſe, ſo 
daß Geſetze und Verordnungen, die beiſpielsweiſe auf die Ver- 
hältniſſe Kongreß- und Kleinpolens zugeſchnitten ſeien, in Groß- 
polen mit nur wenig Erfolg angewendet werden könnten. Ein 
ktypiſches Beiſpiel dafür ſei die landwirtſchaftliche Entſchuldungs⸗ 
aktion, deren Probleme in dieſem Gebiete anders behandelt wer- 
den müßten als irgend ſonſtwo. Eine der dafür entſcheidenden 
Tatſachen ſei der kapikaliſtiſche Charakter der großpolniſchen 
Landwirtſchaft, wodurch fie an den organiſterten Geldmarkt ge- 
bunden ſei. U. a. auch aus dieſem Grunde ſei der aus der Finanz- 
Agrar-Geſetzgebung entſpringende Nutzen für dieſes Gebiet ge- 
ringer geweſen als für andere Landesteile. Daher ſei z. B. auch 
das Geſetz gegen den Wucher faſt ohne Anwendung geblieben, 
weil man den Wucher im Poſenſchen nicht kenne und der Kredit 
lediglich aus organiſierken Quellen gefloſſen ſei. Ebenſo habe die 
Zinsſenkung für langfriſtige Kredite eine viel geringere Ent- 
laſtung zur Folge gehabt, als in anderen Gebieten, weil die An- 
wendung dieſer Kreditart eine bedeutend kleinere ſei und im 
Durchſchnitt wohl kaum 30 % der Höhe in anderen Gebieten 
ausmache. 

„Lediglich die Akzeptationsbank gewährt bedeutendere Er- 
leichterungen; diese können uns eine Herabsetzung der Rest- 
kaufgelder, der Kindergeldhypotheken und der Leistungen an 
die Familienmitglieder bringen, leider wirken sich diese Ge- 
setze jedoch nur sehr langsam aus oder kommen überhaupt 
zu spät. Außerdem macht sich — infolge einer verhältnismäßig 
hohen Belastung gerade mit diesen Krediten — besonders in 
unserem Gebiete das Fehlen einer Karenzzeit unangenehm be- 
merkbar.“ 

Was die gegenwärtigen Geſetze befreffe, jo könnten ſich die 
Großgrundbeſitzer mit der Benachteiligung, mit der man ſie zu 
behandeln gedenke, nicht einverſtanden erklären. Ebenſo könnten 
fie auch den in letzter Zeit von Minifter Poniatowski geäußerten 
Plan nicht anerkennen, wonach die Frage der Entkſchuldung des 
Großgrundbeſitzes gewiſſermaßen mit der Frage der zwangsweiſen 
Agrarreform verbunden werde. Denn nach Anſicht des Vorkra⸗ 
genden füge man dadurch nicht allein dem Großgrundbeſitze Scha- 
den zu, ſondern ſchädige die Geſamtwirtſchaft Weſtpolens. 

Mit der Entſchuldung ſei auf das Engſte die Rentabilitäts- 
frage verbunden. Gegenwärtig aber könne man behaupten, daß 
mindeſtens % der geſamten großpolniſchen 
Landwirtſchaft keine Überſchüſſe erziele. Dies 
mache ſich beſonders in dieſem Jahre empfindlich bemerkbar, wo 
die Dürre der Landwirtſchaft ſo großen Schaden zugefügt habe, 
fo daß heute viele Wirtſchaftsbetriebe weder Futker für das Vieh, 
noch Deputatsgekreide, noch Geld zur Auszahlung der Arbeiter- 
löhne beſitzen. 

Nach den letzten ſtatiſtiſchen Berechnungen habe Großpolen 
im letzten Jahre rund 560000 Tonnen Ge- 
treide weniger erzeugt, als im Durchſchnitt 
der früheren Jahre. Dies ſei ein Schaden von einem 
ee der die Verluſte der Überſchwemmungen noch über- 
kreffe. 

Schon ſeit mehreren Jahren bemühe ſich die Regierung, die 
Preiſe für landwirkſchaftliche Erzeugniſſe zu erhöhen, um ſo die 
Rentabilität der landwirtſchaftlichen Betriebe wieder herzuſtellen. 
Auffallend ſei dabei nur das völlige Außerachtlaſſen des Kar- 
toffelmarkfes, den man durch Prämiierung von Stärke- und 
Flockenausfuhr, welche ſich viel billiger ſtellen würde als die 
Getreideprämiierung, bedeutend enklaſten könnte. 

„Wir wissen, daß der Staat bedeutende Summen für die 
Ausfuhr von Bacons, Schinken und anderen Vieherzeugnissen 
opfert, ohne daß wir als Landwirte von dieser Unterstützung 
etwas verspüren. Die Baconsfabriken, die langfristige Kon- 
trakte abgeschlossen haben, sind bemüht, den Preis von Jahr 
zu Jahr mehr herunter zu drücken, und nehmen die Schweine 
nur unter großen Schwierigkeiten. Statt dessen kaufen sie die 
Schweine auf dem freien Markte zu einem um % niedrigeren 
Preise, woraus sie übermäßige Gewinne ziehen. Als Beispiel 
sei angeführt, daß die drei Baconsfabriken, die sich im Besitz 
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der Produzenten befinden, bedeutend bessere Preise zahlen als 
die kapitalistischen Fabriken, und trotzdem jede rund 180 000 
Zloty Gewinn und außerdem noch bedeutende Investitionen 
gemacht hat.“ 

Nach wie vor müſſe auch über die Steuerlaſt Klage ge- 
führt werden, die in der Praxis keineswegs geringer geworden 
ſei. Die Steuerämter ſcheinen ſich nicht damit abfinden zu können, 
daß die Landwirtſchaft aufgehört habe, für ſie der lebenſpendende 
Quell zu ſein. 

Mit den gleichen Fragen befaßte ſich der Großpolniſche Ver⸗ 
band der Landwirtſchaftlichen Geſellſchaften auf einer Tagung in 
Poſen, als deren Ergebnis eine Denkſchrift an den 
Minifter für Landwirtſchaft und Agrarreform 
geſchickt wurde, in der vor allem auf die ſchrecklichen Folgen der 
Dürre hingewieſen wurden. Dabei ſeien auch die prozentualen 
Ausfälle in den einzelnen Kreiſen bei der letzten Ernte bekannt 
geworden. Für die ganze Wojewodſchaft Poſen zuſammengenom⸗ 
men ſeien folgende Verluſtzahlen errechnet worden: für Weizen 
— 35%, Roggen — 33 9%, Gerſte — 9%, Hafer — 35%, 
Hülſenfrüchte — 75 %, Heu — 50%, Klee — 5%, Seradella 
— 65 %, Stroh aller Getreidearten rund 5%. Außeracht ge- 
laſſen ſeien bei dieſer Zuſammenſtellung nur die Kartoffeln, weil 
deren Stand durch den ſpät einſetzenden Regen keilweiſe noch aus- 
geglichen worden ſei. Berückſichtigt müſſe dabei allerdings werden, 
daß durch dieſe ungünſtigen Witterungsverhältniſſe Güte und Halt- 
barkeit der Kartoffeln ſehr ſtark gelitten habe. 

Hinſichtlich der Auswirkungen der Dürre in Großpolen unter- 
ſcheide der Großpolniſche Verband der landwirkſchaftlichen Ge- 
ſellſchaften drei Gruppen. Zur erſten zähle die Denkſchrift an den 
Minifter diejenigen Kreiſe, welche am meiſten ge- 
litten hätten. Dazu gehörten: Birnbaum, Scharnikau, Woll- 
ſtein, Samter, ſowie Kolmar, Rawitſch, Obornik und Poſen. 

Zur zweiten Gruppe gehörten diejenigen Kreiſe, deren 
Verluſte ſich auf der Durchſchnittshöhe für 
die ganze Wojewodſchaft hielten; das ſeien 
die Kreiſe: Znin, Kempen, Schubin, Liſſa, Bromberg und Won- 
growitz. 

Zur dritten Gruppe gehörten ſchließlich die am wenig 
ften betroffenen Kreiſe, wie Schrimm, Jarotihin, 
Koſten, Gneſen, Wirſitz, Wreſchen, Neutomiſchl, Schroda, 
Oſtrowo, Hohenſalza, Krokoſchin, Goſtin und Mogilno. 

Von den auf Grund dieſer Tatſachen in der Denkſchrift auf- 
gezählten Forderungen ſeien nachſtehend die wichkigſten 
wiedergegeben: 1. Erteilung von Vergünſtigungen durch alle So- 
zialverſicherungsinſtitute gemäß Art. 3 des Geſetzes vom 15. 3. 
1934 auch für diejenigen Rückſtände, welche in der Zeit vom 
1. Juli 1932 bis zum 1. Oktober 1934 entſtanden find, und Ver- 
ſchiebung des erſten Rückzahlungsdatums bis zum 1. Oktober 1935. 
2. Herabſetzung der rückſtändigen Staaksſteuern und Stempelge- 
bühren, beſonders für die Anſiedler. 3. Ermächtigung des Direk- 
kors der Finanzkammer in Poſen zur Gewährung von Steuernad- 
läſſen bei den von der Dürre befonders hart Betroffenen. 4. Er- 
teilung durch die Staatliche Agrarbank eines niedrig oder un- 
verzinslichen Kriſenkredites zum Ankauf von Kraftfutter und zur 
Durchführung der Herbſtbeſtellung. 5. Herabſetzung des Eifenbahn- 
gütertarifes um mindeſtens die Hälfte für Kraftfutter und Saat- 
gut für die beſonders hark betroffenen Gebieke. 6. Verhinderung 
der Zwangsvollſtreckung für die ſchon nach der Komverfion des 
langfriſtigen Kredites der Poſener Kreditlandſchaft rückſtändig ge- 
bliebenen Raten und erneute Verteilung dieſer Rückſtände auf 
Raten. 

Im Zuſammenhange mit dem Beſprochenen iſt auch die Ent- 
ſchließung von Inkereſſe, die vom „Rake des Ver- 
bandes der Kammern und Landwirtſchaftlichen 
Organiſationen“ auf der am 26. und 27. Februar in War- 
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ſchau ſtattgefundenen Sitzung gefaßt wurde. Die Bedeutung dieſer 
Refolution, die die Geſamklage der polniſchen Landwirtſchaft be- 
trifft, kommt dadurch beſonders zum Ausdruck, wenn man be⸗ 
rückſichtigt, daß neben den führenden Perſönlichkeiten des pol- 
niſchen Wirtſchaftslebens u. a. auch keilnahmen: Miniſter Ra- 
czynski, der frühere Miniſter Janta Polczynski, der frühere Mi- 
niſter und derzeitige Rektor der Wilnaer Univerſität, Staniewicz, 
der frühere Minifter Kwiatkowski, verſchledene Abgeordnete 
u. a. m. 


Dieſe Entſchließung hatte folgenden Worklauk: 

„In voller Anerkennung der Bedeutung, die den Bemühun— 
gen der Wirtschaftspolitik des Staates im Kampf gegen die 
Agrarkrise zuzuschreiben ist, stellt der Rat des Verbandes der 
Kammern und Land wirtschaftlichen Organisationen der Re- 
publik Polen fest, daß die bisher in Anwendung 
gebrachten Mittel jedoch nicht zur Beherr- 
schung der Lage geführt haben, das weitere Ab- 
sinken der Preise nicht zu hemmen und das seit Jahren zer- 
rüttete Gleichgewicht zwischen Einnahmen und Ausgaben der 
landwirtschaftlichen Betriebe nicht wiederherzustellen ver- 
mochten. 


Der Rat des Verbandes stellt fest, daß 
die Lage der Landwirtschaft sich mit ie- 
dem Jahre mehr verschlechtert. Breite 
Massen der landwirtschaftlichen Bevölke- 
rung sind nicht mehr imstande, sich or- 
dentlich zu ernähren, und besitzen keine 
Mittel zum Ankauf der allernotwendigsten 
industriellen Erzeugnisse und müssen auf 
die Befriedigung der allerprimitivsten ma- 
teriellen Erfordernisse verzichten. Die Über- 
völkerung des Landes wächst in raschem Tempo an und hat 
eine weitere Teilung der kleinen landwirtschaftlichen Betriebe 
zur Folge, was zu einer zunehmenden Proletari- 
sierung der Landbevölkerung führt. 

In der Überzeugung, daß ein weiteres Andauern dieses Zu- 
standes die Kraft und Macht des Staates gefährdet, weist der 
Rat des Verbandes mit allem Nachdruck auf die Notwendig- 
keit hin, entschiedenere Methoden und Mittel anzuwenden, die 
eine Beherrschung der Krise gestatten und den Millionen- 
massen der landwirtschaftlichen Bevölkerung, die die Grund- 
lage des Volkes und Polnischen Staates bilden, die Existenz- 
möglichkeiten wiedergeben 


Das Programm des Kampfes gegen die Krise muß. die Ver- 
größerung des Einkommens der landwirtschaftlichen. Bevölke- 
rung und damit die Vergrößerung des Anteiles der Landwirt- 
schaft am gesamten sozialen Einkommen zum Ziele haben, 
durch eine Fortführung der Aktion, welche die Steigerung der 
Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse, sowie eine Steige- 
rung und entsprechende Organisation des Agrarexportes an- 
1 


Gleichzeitig muß die staatliche Wirtschaftspolitik mit eiser- 
ner Konsequenz und Rücksichtslosigkeit die Anpassung der 
starren Elemente unseres Wirtschaftslebens an die verrin- 
gerten Einnahmen der land wirtschaftlichen Betriebe anstreben, 
sowohl auf dem Gebiete des privatrechtlichen wie öffentlich- 
rechtlichen Lebens, indem solche Fragen erfaßt werden, wie 
die Angleichung der Preisunterschiede, Reduzierung der hohen 
Belastung zugunsten der öffentlich- xechtlichen Wirtschaft und 
die Regelung der Belastung der land wirtschaftlichen Betriebe 
im Zusammenhang mit dem Zinsendienst.“ 


„Codzienna Gazeta Handlowa“ vom J., 3. und 12. März 
1935; „Czas“ vom 18. 2. 1935. 
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